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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Die Devise «Schuster, bleib bei deinem Leisten!» soll gemäss Nationalrat Marco
Romano (cvp, TI) in Bezug auf das Grenzwachtkorps gelten. Mit einer im Frühjahr 2017
eingereichten Motion mit ebendiesem Titel forderte er den Bundesrat auf, Massnahmen
zu treffen, damit das Grenzwachtkorps sich auf seine Kernaufgaben – Grenzkontrolle
und Registrierung der einreisenden Migrantinnen und Migranten – konzentrieren
könne. Der seit Monaten grosse Migrationsdruck an der Schweizer Grenze führe dazu,
dass sich das Grenzwachtkorps zunehmend auch mit logistischen Aufgaben belastet
sehe, zum Beispiel mit der Überwachung der Empfangszentren oder mit
Personentransporten. Von diesen Aufgaben müsse das Grenzwachtkorps befreit
werden, damit es an der Grenze nicht an Personal mangle, so der Motionär. Der
Bundesrat bestätigte, dass diese zusätzlichen Aufgaben, solange sie keinen direkten
hoheitlichen Bezug hätten, von anderen Sicherheitskräften übernommen werden
könnten und beantragte die Annahme der Motion. Grünen-Nationalrat Balthasar Glättli
(gp, ZH) bekämpfte den Vorstoss. Er sah darin eine unnötige
«Stellvertreterauseinandersetzung um die Frage, ob wir die Arbeit und die schwierige
Situation des Grenzwachtkorps ernst nehmen», denn nicht-hoheitliche Aufgaben
würden zum Teil bereits heute ausgelagert; die Motion brauche es schlichtweg nicht.
Bundesrat Ueli Maurer nutzte sein Votum im Nationalrat indes auch dafür, dem
Grenzwachtkorps «für die hervorragende Arbeit» zu danken. Die Motion gehe in die
richtige Richtung. Mit 148 zu 22 Stimmen bei 10 Enthaltungen nahm die grosse Kammer
den Vorstoss in der Herbstsession 2017 an. Der Ständerat stimmte ihm in der
darauffolgenden Wintersession ebenfalls zu. 1

MOTION
DATUM: 12.12.2017
KARIN FRICK

Gleichzeitig mit den beiden Standesinitiativen aus den Kantonen Basel-Landschaft
(Kt.Iv. 15.301) und St. Gallen (Kt.Iv. 17.311) beriet der Nationalrat in der Herbstsession
2018 auch eine Motion (Mo. 18.3385) und ein Postulat (Po. 18.3386) seiner
sicherheitspolitischen Kommission zum Thema Aufstockung des Grenzwachtkorps. Die
Forderung der Motion war es, das Globalbudget der EZV im Voranschlag 2019 sowie im
Finanzplan ab 2020 in dem Ausmass zu erhöhen, dass dem Grenzwachtkorps 44
zusätzliche Vollzeitstellen zugutekommen. Das Postulat forderte den Bundesrat auf,
einerseits darzulegen, mit welcher Personalreduktion bei der EZV infolge der
Umsetzung des Transformationsprogramms «DaziT» bis ins Jahr 2026 gerechnet
werden könne und andererseits vorzuschlagen, wie diese Personalreduktion bei der
Zollverwaltung ganz oder teilweise in eine Aufstockung des Grenzwachtkorps überführt
werden könnte. Obschon der Bundesrat beide Vorstösse zur Ablehnung empfahl, da er
unter den gegebenen Umständen – insbesondere der Personalplafonierung bei der
Bundesverwaltung auf 35'000 Stellen – keine realistische Chance auf deren Umsetzung
sah, stimmte der Nationalrat sowohl der Motion als auch dem Postulat mit grosser
Mehrheit zu. 2

MOTION
DATUM: 27.09.2018
KARIN FRICK

Nachdem die eidgenössischen Räte in der Budgetdebatte 2019 44 zusätzliche Stellen
für das Grenzwachtkorps bewilligt hatten, wurde die Motion der SiK-NR, die genau
ebendiese Aufstockung zum Gegenstand hatte, obsolet. Der Ständerat lehnte sie
folglich in der Wintersession 2018 stillschweigend ab, nachdem die Minderheit der SiK-
SR ihren Antrag auf Annahme zurückgezogen hatte. 3

MOTION
DATUM: 04.12.2018
KARIN FRICK

In der Sommersession 2021 schrieben sowohl der Ständerat als auch der Nationalrat die
2017 eingereichte Motion Romano (heute mitte, TI) bezüglich der Ergreifung von
Massnahmen, damit sich das Grenzwachtkorps wieder auf seine Kernkompetenzen
fokussieren kann, entsprechend dem Antrag des Bundesrats stillschweigend ab. In
seinem Bericht über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2020
begründete der Bundesrat seinen Antrag zur Abschreibung damit, dass nach der
Migrationskrise 2015 bereits interne Prozesse angepasst, Effizienzmassnahmen
ergriffen und die Zusammenarbeit verschiedener Akteure überprüft worden seien.

MOTION
DATUM: 10.06.2021
CATALINA SCHMID
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Auch die Neuausrichtung der eidgenössischen Zollverwaltung trage zu einem
verstärkten Fokus der Behörde auf ihren Kernauftrag, nämlich der umfassenden
Sicherheit an der Grenze für die Bevölkerung, die Wirtschaft und den Staat, bei. Dies
geschehe insbesondere durch die Stärkung der operativen Tätigkeit anhand der
Schaffung eines neuen Berufsbilds, welches effizienz- und effektivitätsfördernd «360-
Grad-Kontrollen von Waren, Personen und Transportmitteln» erlaube. 4

Strafrecht

Die Verfolgung der auf internationalem Niveau tätigen Kriminellen (namentlich im
Bereich des organisierten Verbrechens und der Wirtschaftskriminalität) wird durch die
kantonale Organisation der Polizei- und Justizbehörden erschwert. Der Ständerat hiess
deshalb – trotz föderalistischer Bedenken Danioths (cvp, UR) – eine Motion Rhinow
(fdp, BL) für eine Vereinheitlichung der Strafprozessordnung in der Schweiz gut. Der
Bundesrat hatte sich ursprünglich für die Umwandlung in ein Postulat ausgesprochen,
nachdem aber eine Expertengruppe ebenfalls Handlungsbedarf konstatiert hatte, war er
mit der Motionsform einverstanden. Er nahm den Vorschlag zudem in den
Vernehmlassungsentwurf für die Totalrevision der Bundesverfassung auf. Auch der
Nationalrat stellte sich hinter den Vorstoss und überwies zudem noch eine
gleichlautende Motion Schweingruber (fdp, JU) (Mo. 94.3181). Dieselbe Zielrichtung
verfolgen auch die im Berichtsjahr eingereichten Standesinitiativen der Kantone Basel-
Stadt, Basel-Land, St. Gallen und Solothurn. 5

MOTION
DATUM: 10.04.1995
HANS HIRTER

Ende Januar 2014 reichte die GPK-SR eine parlamentarische Initiative (14.401) ein mit
dem Ziel, die Strafbestimmungen zur Verfolgung der organisierten Kriminalität in
Artikel 260ter StGB wirksamer zu gestalten. Im Rahmen ihrer Oberaufsicht über die
Strafverfolgungsbehörden war die GPK darauf aufmerksam geworden, dass neuere
Formen der organisierten Kriminalität entstanden waren, welche nicht unter Artikel
260ter StGB subsumiert werden können und dass insbesondere die Drahtzieher
mafiöser Organisationen mit der aktuellen Regelung nicht ausreichend verfolgt werden
können. Im Februar 2015 gab die RK-SR der Initiative Folge und verfasste gleichzeitig
eine eigene Motion (15.3008) mit demselben Ziel. Diese beauftragt den Bundesrat zu
prüfen, ob Anpassungen der Definition der kriminellen Organisation, der Tathandlungen
sowie der Strafdrohung angezeigt sind, um die Schwierigkeiten bei der Bekämpfung des
organisierten Verbrechens zu vermindern. Obwohl aus Sicht des Bundesrates keine
Strafbarkeitslücke bestehe, erklärte er sich bereit, eine Optimierung der Strafnorm zu
prüfen. Nachdem in der Herbstsession der Ständerat die Motion einstimmig
angenommen hatte, fand sie in der Wintersession auch im Nationalrat mit 96 zu 83
Stimmen eine knappe Mehrheit. Der parlamentarischen Initiative stimmte die RK-NR im
November 2015 ebenfalls zu. 6

MOTION
DATUM: 10.12.2015
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2016 stimmte der Nationalrat einer Motion Freysinger (svp, VS) zu
und forderte damit eine strengere Bestrafung bei Aggressionen gegen Beamte und
Behörden. Die im einschlägigen Art. 285 StGB vorgesehene Höchststrafe von drei
Jahren Haft soll auf fünf Jahre angehoben werden. Zudem soll in jedem Fall eine
mindestens einjährige Freiheitsstrafe verhängt werden. Der Bundesrat hatte die
Ablehnung der Motion beantragt, da härtere Strafen nicht erwiesenermassen zu
weniger Straftaten führten und der geltende Strafrahmen von den Gerichten schon
heute nicht ausgeschöpft werde. Die 92 zustimmenden Abgeordneten aus den
Fraktionen der SVP, CVP und BDP liessen sich von dieser Argumentation allerdings nicht
überzeugen. Sie setzten sich gegen 72 ablehnende Stimmen bei 18 Enthaltungen
durch. 7

MOTION
DATUM: 27.09.2016
KARIN FRICK

Der Ständerat beriet die Motion Freysinger (svp, VS), die Aggressionen gegen Beamte
und Behörden strenger bestrafen wollte, in der Frühjahrssession 2017 und lehnte sie
mit 33 zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen ab. Die Stossrichtung der Motion wurde
grundsätzlich begrüsst, aber mit der Formulierung waren sowohl die vorberatende
Rechtskommission als auch der Rat mehrheitlich nicht einverstanden. Vor allem die
Forderung nach einer Mindeststrafe von einem Jahr Haft für alle Vergehen, die unter
Art. 285 StGB fallen, stand wegen Unverhältnismässigkeit in der Kritik. Stattdessen warte
man auf die bundesrätliche Vorlage zur Harmonisierung der Strafrahmen. 8

MOTION
DATUM: 27.02.2017
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.23 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Mit einer im Sommer 2016 eingereichten Motion reagierte Nationalrätin Silvia Flückiger-
Bäni (svp, AG) auf die ihrer Ansicht nach nicht mehr hinnehmbare Gewalt gegen die
Polizei in jüngster Zeit. Sie forderte, die entsprechende Strafbestimmung (Art. 285
StGB) dahingehend zu verschärfen, dass bei Gewalt und Drohung gegen Behörden und
Beamte zwingend eine unbedingte Gefängnisstrafe auszusprechen und überdies der
Arbeitgeber über ein rechtskräftiges Urteil im Zusammenhang mit diesem
Straftatbestand zu informieren ist. Damit wollte die Motionärin einerseits eine
abschreckende Wirkung erzielen und so die Zahl der Gewalttaten senken und
andererseits die Attraktivität des Polizeistandes fördern, um sicherzustellen, dass auch
in Zukunft fähige Leute diesen Beruf wählen. Obschon der Bundesrat die Ablehnung des
Vorstosses empfahl, da die Thematik in der Vorlage zur Harmonisierung der
Strafrahmen behandelt werde, stimmte die grosse Kammer im März 2018 der Motion mit
96 zu 92 Stimmen bei 4 Enthaltungen zu. 9

MOTION
DATUM: 15.03.2018
KARIN FRICK

Im Gegensatz zum Nationalrat blieb die Motion Flückiger-Bäni (svp, AG) für schärfere
Strafen bei Gewalt gegen Polizei, Behörden und Beamte im Ständerat chancenlos. Die
kleine Kammer folgte in der Herbstsession 2018 dem einstimmigen Antrag ihrer
Rechtskommission und erteilte dem Vorstoss eine stillschweigende Absage. Sie
verkenne damit nicht den politischen Handlungsbedarf in dieser Sache, erachte die
Forderungen der Motion jedoch als unverhältnismässig für den sehr breiten und
facettenreichen Tatbestand von Art. 285 StGB, begründete die Kommission ihren
Antrag. Der Problematik werde stattdessen im Zuge der Strafrahmenharmonisierung
Rechnung getragen. 10

MOTION
DATUM: 19.09.2018
KARIN FRICK

Indem eine Landesverweisung in jedem Fall von einem Strafgericht ausgesprochen
werden müsse, bei der Anwendung der Härtefallklausel jedoch teilweise das
Strafbefehlsverfahren angewandt werde, böten die Bestimmungen über die
strafrechtliche Landesverweisung einen verfahrensökonomischen Anreiz, die
Härtefallklausel anzuwenden und auf einen Landesverweis zu verzichten. So begründete
Ständerat Philipp Müller (fdp, AG) seine Motion, mit der er den Bundesrat beauftragen
wollte, die entsprechenden Bestimmungen anzupassen, um den konsequenten Vollzug
von Landesverweisungen sicherzustellen. Der Bundesrat begrüsste die offene
Formulierung des Vorstosses und erklärte sich bereit, künftig als sich notwendig
erweisende Anpassungen vorzunehmen, sollte sich abzeichnen, dass der Wille des
Gesetzgebers in der Praxis nicht umgesetzt werde. Der Ständerat lehnte in der
Herbstsession 2018 zuerst einen Ordnungsantrag Jositsch (sp, ZH) ab, der die Motion
der Kommission zur Vorberatung zuweisen wollte, damit diese die Forderung im
Zusammenhang mit der Revision der Strafprozessordnung beraten könnte. Die
Ratsmehrheit sah eine solche Vorgehensweise nicht als zweckmässig an und wollte sich
direkt zum Anliegen der Motion äussern, die schliesslich oppositionslos angenommen
wurde. 11

MOTION
DATUM: 19.09.2018
KARIN FRICK

Um sicherzustellen, dass strafrechtliche Landesverweisungen konsequent vollzogen
und damit dem Willen des Gesetzgebers, die Härtefallklausel nur in Ausnahmefällen
anzuwenden, Rechnung getragen wird, beantragte die Mehrheit der SPK-NR ihrem Rat,
eine entsprechende Motion Müller (fdp, AG) anzunehmen und damit
verfahrensökonomische Anreize zum Verzicht auf eine Landesverweisung zu beseitigen.
Angesichts der noch dürftigen Datenlage zur Anwendung der bei der Umsetzung der
Ausschaffungsinitiative eingeführten Härtefallklausel erachtete die
Kommissionsminderheit eine Anpassung zu diesem Zeitpunkt jedoch als voreilig. Der
Nationalrat folgte in der Frühjahrssession 2019 als Zweitrat grossmehrheitlich seiner
Kommissionsmehrheit und nahm die Motion, die auch der Bundesrat zur Annahme
beantragt hatte, mit 126 zu 54 Stimmen bei 4 Enthaltungen an. 12

MOTION
DATUM: 04.03.2019
KARIN FRICK

Im Sommer 2020 schrieben die eidgenössischen Räte die Motion der RK-SR zur
Änderung der Strafbestimmungen zu organisierter Kriminalität stillschweigend ab. Das
Anliegen wurde mit der Vorlage zur Verstärkung des strafrechtlichen Instrumentariums
gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität umgesetzt. 13

MOTION
DATUM: 16.06.2020
KARIN FRICK
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Grundrechte

Der Ständerat nahm in der Sommersession 2022 stillschweigend eine Motion seiner
Rechtskommission an, die einen verbesserten Nationalen Aktionsplan gegen
Menschenhandel forderte. Die Evaluation des zweiten Aktionsplans 2017–2020 habe
noch einigen Handlungsbedarf aufgezeigt, weshalb ein weiterer, dritter NAP vonnöten
sei, erklärte Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG). Der Bundesrat beantragte
den Vorstoss zur Annahme. Die Motion renne offene Türen ein, so EJPD-Vorsteherin
Karin Keller-Sutter, da ihr Departement bereits Ende 2021 mit der Erarbeitung eines
neuen Aktionsplans begonnen habe. 14

MOTION
DATUM: 13.06.2022
KARIN FRICK

Mit 145 zu 33 Stimmen bei 2 Enthaltungen überwies der Nationalrat in der
Wintersession 2022 die Motion der RK-SR für einen verbesserten Nationalen
Aktionsplan gegen Menschenhandel. Eine Minderheit Addor (svp, VS) hatte die
Ablehnung der Motion beantragt, weil sich die vorberatende RK-NR dagegen
ausgesprochen hatte, die Motion dahingehend auszuweiten, dass sich der neue NAP
zusätzlich auch der illegalen Schleusung von Migrantinnen und Migranten widmen sollte.
Wie Bundesrätin Karin Keller-Sutter erklärte, sei der neue NAP zwischenzeitlich fertig
erarbeitet und vom EJPD, der KKJPD und der SODK genehmigt worden. Er befinde sich
bei Bund, Kantonen und Gemeinden bereits in Umsetzung, woran auch eine Ablehnung
der Motion nichts mehr ändern würde. 15

MOTION
DATUM: 05.12.2022
KARIN FRICK

Öffentliche Ordnung

Eine Motion des Genfer Sozialdemokraten Ziegler, welche ein Verbot der Patriotischen
Front verlangte, wurde im Nationalrat mit 70 zu 14 Stimmen abgelehnt. Sowohl
Angehörige der Linken (Bodenmann sp, VS) und der Grünen (Meier gp, ZH) als auch der
Rechten (Eggly lp, GE) hatten sich zwar für strenge strafrechtliche Sanktionen, aber
gegen politische Verbote ausgesprochen. Die gewalttätigen Aktionen dieser
«Patriotischen Front» aus den Vorjahren fanden 1990 ihre ersten gerichtlichen
Nachspiele. Ein Hauptangeklagter wurde vom Zuger Strafgericht zu 15 Monaten
unbedingter Gefängnisstrafe, fünf weitere zu bedingten Strafen zwischen 4 und 15
Monaten verurteilt. In einem anderen Verfahren wurde in Zürich der Wortführer dieser
Gruppe, Marcel Strebel, wegen wiederholter rassistischer Beschimpfung einer farbigen
Frau zu einer unbedingten Gefängnisstrafe von einem Monat verurteilt. 16

MOTION
DATUM: 06.03.1990
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Die FDP-Fraktion sähe zwecks erhöhter Sicherheit gerne die Produktivität und
Wirksamkeit der Eidgenössischen Zollverwaltung und der Grenzwacht gesteigert.
Umfassende Modernisierungsmassnahmen und ein risikoorientierter Personalbestand
bei der Grenzwacht waren die zentralen Bestandteile der Forderung, der sie in einer
Motion Ausdruck verliehen hatte. Die Wirksamkeit von Kontrollen beim Grenzübertritt
hänge massgeblich von deren Anzahl und Zielgenauigkeit ab, weswegen gut
ausgebildetes Personal, die richtigen technischen Hilfsmittel sowie eine unterstützende
Infrastruktur unerlässlich seien, so die Begründung. Der Bundesrat beantragte die
Ablehnung der Motion, da er die Anliegen in der Botschaft zum Programm DaziT erfüllt
sah. Davon unbeeindruckt stimmte der Nationalrat im Mai 2017 mit 132 zu 57 Stimmen
bei einer Enthaltung für die Motion. 17

MOTION
DATUM: 04.05.2017
KARIN FRICK

Der Ständerat lehnte die Motion der FDP-Fraktion zur Steigerung der Produktivität und
Wirksamkeit der Eidgenössischen Zollverwaltung und der Grenzwacht im Herbst 2017
stillschweigend ab. Die vorberatende SiK-SR hatte die Ablehnung ohne Gegenstimme
beantragt, da die Forderungen grösstenteils durch die Umsetzung des Programms DaziT
erfüllt würden, welches die grundlegende Umstrukturierung und Modernisierung der
EZV zum Ziel hat. 18

MOTION
DATUM: 12.09.2017
KARIN FRICK
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Anders als zuvor der Nationalrat war die SPK-SR mehrheitlich (6 zu 4 Stimmen, 2
Enthaltungen) der Ansicht, das Non-Refoulement-Prinzip sei ein fester Bestandteil der
Bundesverfassung und schütze selbst verurteilte Terroristinnen und Terroristen zu
Recht vor der Ausschaffung in ein Land, wo ihnen Folter oder die Todesstrafe droht.
Demzufolge beantragte sie die Motion Regazzi (cvp, TI), die die Ausweisung von
Dschihadistinnen und Dschihadisten in Folterstaaten ermöglichen sollte, ohne
Gegenantrag zur Ablehnung. Dem Ständeratsplenum wurde in der Frühjahrssession
2019 dann jedoch ein Einzelantrag Minder (parteilos, SH) auf Annahme der Motion
vorgelegt. Der parteilose Antragsteller argumentierte, das zwingende Völkerrecht greife
hier nicht, sei gar «für jeden Rechtsstaat absurd und total unbefriedigend», denn
«diese Nichtrückkehrer, diese Dschihadisten, diese Gefährder» kosteten den Staat
«Millionen von Franken» und verursachten «in den Kantonen, beim Bund und in der
Bevölkerung Frust und Unverständnis». Nicht zuletzt nahm er damit Bezug auf die fünf
wegen Terrorismus verurteilten Iraker der «Schaffhauser IS-Zelle», die nach verbüsster
Strafe nicht in den Irak ausgeschafft werden können, da ihnen dort mutmasslich Folter
droht. FDP-Ständerat Andrea Caroni (AR) entgegnete mit einem Plädoyer für den
Rechtsstaat, in dem er seine Ratskolleginnen und -kollegen dazu aufrief, sich nicht für
Folter herzugeben und nicht das «innere Heiligtum» des Rechtsstaats preiszugeben.
Die Schweiz solle ihre «höchsten Werte [...] nicht im blinden Eifer gegen die blinden
Eiferer zerstören, damit wir nicht eines Tages werden wie sie». Überdies sei der Fokus
der Motion auf Dschihadistinnen und Dschihadisten – «das Feindbild du jour» –
unverständlich, denn Massenmord und Terrorismus seien nicht an eine Religion
gebunden. Gegen den Vorstoss argumentierte ebenso Justizministerin Karin Keller-
Sutter: Das menschenrechtliche Rückschiebungsverbot könne als Teil des zwingenden
Völkerrechts nicht einfach umgangen werden. Zusätzlich wies sie auf die laufenden
Arbeiten zum Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von
Terrorismus hin und erläuterte, es sei nicht ganz einfach, geforderte Massnahmen wie
beispielsweise die geschützte Unterbringung von Gefährderinnen und Gefährdern
grundrechtskonform umzusetzen. Doch damit biss sie – wie im Nationalrat schon ihre
Vorgängerin – letztlich auf Granit. Mit 22 zu 18 Stimmen bei einer Enthaltung nahm die
kleine Kammer die Motion an. Auch wenn man das zwingende Völkerrecht nicht
brechen könne, so müsse doch etwas getan werden, war in etwa der Grundtenor des
Entscheids.
Das für eine Motion ungewöhnlich grosse Medienecho widerspiegelte ebenfalls die
Umstrittenheit des Entscheids. Angesichts der Kritik, die Motion stelle den Rechtsstaat
infrage, verteidigten die Befürworter – allen voran Motionär Fabio Regazzi – ihren
Standpunkt, verurteilte Terroristen müssten sich nicht auf die Menschenrechte berufen
können und «man müsse die Sorgen der Bevölkerung ernst nehmen» (NZZ).
Demgegenüber sprach Gegner und FDP-Nationalrat Kurt Fluri (SO) gegenüber der NZZ
von «Hysterie» und «Populismus». Die Menschenrechtsorganisation Amnesty
International Schweiz bezeichnete den Gesetzgebungsauftrag als «inakzeptabel». Als
Element des zwingenden Völkerrechts könne das Non-Refoulement-Prinzip in einem
Rechtsstaat keinesfalls, auch nicht unter dem Deckmantel der inneren Sicherheit,
derogiert werden. Wie der Bundesrat den verbindlichen Auftrag umsetzen will, war
zunächst noch unklar; gemäss NZZ wolle das Justizdepartement «die Sache nun
genauer analysieren». 19

MOTION
DATUM: 19.03.2019
KARIN FRICK

Kriminalität

Die Ergänzung des Strafrechts um den Begriff der «kriminellen Vereinigung» wurde
auch von der kleinen Kammer als notwendig für die Bekämpfung des organisierten
Verbrechens beurteilt. Sie überwies deshalb oppositionslos eine Motion des
Nationalrats, welche vom Bundesrat die rasche Ausarbeitung von entsprechenden
Bestimmungen fordert. 20

MOTION
DATUM: 19.03.1990
HANS HIRTER

Das Problem der speziell zur Begehung von Straftaten in die Schweiz einreisenden
Kriminellen beschäftigte auch das Parlament. In der Frühjahrssession überwies der
Nationalrat eine von 105 Abgeordneten aus allen Fraktionen (mit Ausnahme der GP)
unterzeichnete Motion Stamm (fdp, AG) als Postulat. Er lud damit den Bundesrat ein, in
bilateralen Verhandlungen zu erreichen, dass verurteilte ausländische Täter ihre
Gefängnisstrafe in ihrem Herkunftsland absitzen müssen. Diese Strafverbüssung in der
Heimat ist heute an das Einverständnis der Verurteilten gebunden und wird von diesen
kaum genutzt. 21

MOTION
DATUM: 19.03.1993
HANS HIRTER
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Im Ständerat hatte Monika Weber (ldu, ZH) eine Motion eingereicht, die vor allem
verschärfte Massnahmen gegen kriminelle Asylbewerber resp. gegen Kriminelle, die
sich unter den Schutz des Asylverfahrens stellen, forderte. Den Hintergrund für ihre
Intervention bildete die Tatsache, dass sich unter den bei den Razzien der Zürcher
Polizei verhafteten Drogendealern regelmässig über 40 Prozent Asylbewerber befinden.
Sie verlangte deshalb die Internierung von Asylbewerbern, gegen welche ein
Strafverfahren eröffnet wurde, und die nicht in Untersuchungshaft genommen worden
sind. Für rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten Verurteilte
forderte sie eine Internierung bis zur Erledigung des Asylgesuchs resp. die
Ausschaffungshaft für solche, deren Gesuch bereits abgelehnt worden ist. Zudem sollte
die heute auf einen Monat beschränkte Ausschaffungshaft bis zu sechs Monaten
verlängert werden können, wenn die Betroffenen die Beschaffung von Ausreisepapieren
behindern. In seiner Antwort betonte Bundesrat Koller, dass die Behörden bereits seit
1991 Massnahmen zur Bekämpfung des Missbrauchs des Asylverfahrens getroffen
hätten, insbesondere mit der Weisung, Gesuche von straffälligen Bewerbern prioritär
zu behandeln. Weitere Verschärfungen, wie etwa die Festsetzung von Aufenthaltrayons
oder die in der Motion Weber erwähnten Massnahmen, würden zur Zeit von einer
Expertenkommission unter rechtsstaatlichen Aspekten genau abgeklärt. Der Rat folgte
seinem Antrag, den Vorstoss in ein Postulat umzuwandeln. 22

MOTION
DATUM: 23.09.1993
HANS HIRTER

Grosses Aufsehen erregte ein Entscheid des Bundesgerichts vom 24. März 1992 im Falle
eines seit 1985 in der Schweiz ansässigen und nach einer bedingten Haftentlassung
erneut in Untersuchungshaft sitzenden Ausländers. Das oberste Gericht hatte die
anlässlich der ersten Verurteilung als Zusatzstrafe verhängte Landesverweisung mit der
Begründung aufgeschoben, dass die Chancen einer Resozialisierung in der Schweiz
besser seien als im Heimatland des Delinquenten. Eine parlamentarische Initiative
Moser (ap, AG) (Pa.Iv. 92.421) verlangte nun, dass für Ausländer, die wegen bestimmter
schwerer Verbrechen zu Zuchthausstrafen verurteilt worden sind, automatisch eine
Landesverweisung auf Lebenszeit ausgesprochen wird. Diese Zusatzstrafe ist heute nur
bei Wiederholungstätern möglich. Die Ratsmehrheit lehnte die Initiative Moser ab. Im
Anschluss an diesen Entscheid überwies der Nationalrat jedoch eine vom Bundesrat
und der Ratslinken bekämpfte Motion, welche Änderungen des StGB und des
Ausländergesetzes (Anag) verlangt, damit Landesverweisungen, welche von den
Gerichten als Zusatzstrafe bei schweren Verbrechen verhängt worden sind, auf jeden
Fall vollzogen werden müssen. Für den Ständerat war diese Motion zu undifferenziert,
weshalb er sie in ein Postulat umwandelte. Noch 1986 hatte der Nationalrat die
Überweisung einer grundsätzlich gleichen Motion Ruf (sd, BE) mit 82:3 Stimmen
abgelehnt (Mo. 85.430). 23

MOTION
DATUM: 09.12.1993
HANS HIRTER

Eine vom Vorsteher des EJPD im Sommer 1995 eingesetzte Arbeitsgruppe legte im
Herbst ihren Bericht über die Korruption in der Schweiz vor. Sie kam darin zum
Schluss, dass die Situation noch nicht alarmierend sei, aber doch gewisse Anzeichen für
eine Verschärfung der Lage bestehen. Nach Meinung der Experten sollte deshalb in
erster Priorität die Prävention verstärkt werden. Sie schlugen dazu eine striktere
Regelung der Zulässigkeit der Annahme von persönlichen Geschenken durch
Staatsangestellte vor. Im repressiven Bereich empfahlen die Experten eine
Verschärfung des Strafmasses für aktive Bestechung. Die Bestechung von
ausländischen Beamten soll in Zukunft in der Schweiz strafbar sein. Im Gleichschritt
mit den anderen Staaten soll nach Ansicht der Experten zudem ein Verbot des
Steuerabzugs für Schmiergeldzahlungen eingeführt werden. Bundesrat Koller kündigte
an, dass er bis Ende 1997 ein Gesamtkonzept zur Bekämpfung der Korruption erarbeiten
lassen wolle, welches sich auf die Erkenntnisse dieser Arbeitsgruppe stützt. Der
Ständerat überwies ohne Gegenstimme eine Motion Schüle (fdp, SH), welche ebenfalls
derartige Massnahmen verlangt. 24

MOTION
DATUM: 11.12.1996
HANS HIRTER

Nachdem im Vorjahr der Nationalrat eine parlamentarische Initiative von Felten (sp, BS)
(Pa.Iv. 45.405) verabschiedet hatte, welche nicht nur die Herstellung und den Vertrieb
von Kinderpornographie, sondern auch deren Besitz strafbar machen will, doppelte
nun der Ständerat nach. Er überwies eine Motion Béguin (fdp, NE), welche dieses
Verbot des Besitzes auf die ganze illegale «harte Pornographie» (neben sexuellen
Handlungen mit Kindern auch solche mit Tieren und Exkrementen sowie in Verbindung
mit Gewalttätigkeiten) ausdehnen will. 25

MOTION
DATUM: 10.03.1997
HANS HIRTER
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Anlässlich der Behandlung einer als Postulat überwiesenen Motion Jeanprêtre (sp, VD)
(Mo. 96.3660) für die Schaffung einer speziellen Koordinationsstelle zur internationalen
Bekämpfung der Kinderprostitution und der Aktivitäten von Pädophilen wies
Bundesrat Koller darauf hin, dass die schweizerischen Polizeibehörden in diesem
Bereich bereits heute eng mit ausländischen Strafverfolgungsbehörden
zusammenarbeiten. Eine weitere Motion Jeanprêtre (Mo. 96.3659) zur Bekämpfung der
Ausbeutung von Kindern durch sogenannte Sexualtouristen überwies der Nationalrat
mit dem Einverständnis des Bundesrates diskussionslos. Sie verlangt, das
Strafgesetzbuch in dem Sinne zu ändern, dass im Ausland begangene Sexualdelikte mit
Kindern unabhängig von der Nationalität des Täters und den im entsprechenden Land
geltenden Gesetzen in der Schweiz verfolgt werden können. Der Ständerat und nach
ihm auch der Nationalrat hiessen ebenfalls eine analoge Motion Béguin (fdp, NE) (Mo.
96.3649) gut. Im gleichen Zusammenhang überwies der Nationalrat auch eine Motion
Jeanprêtre (Mo. 97.3485) für den Aufbau resp. Ausbau von Polizeidiensten, welche sich
der Bekämpfung der Pädophilie und ihrer Organisationen widmen. Die Forderung, auch
Strafen gegen Organisationen, namentlich Reiseveranstalter, welche in diesem Bereich
tätig sind, aussprechen zu können, wurde von der Sozialdemokratin von Felten (BS)
eingebracht. Der Nationalrat wandelte ihre Motion (Mo. 97.3366) in ein Postulat um. In
der Praxis erfüllen die richterlichen Behörden die Forderungen der Motionen
Jeanprêtre und Béguin bereits teilweise. Nachdem im Vorjahr ein Schweizer in der
Waadt wegen Unzucht mit Kindern in Sri Lanka verurteilt worden war, nahmen die
Zürcher Behörden 1997 einen anderen Schweizer in Untersuchungshaft, der jahrelang in
Sri Lanka gelebt hatte und dort wegen Unzucht mit Kindern verhaftet, dann aber nicht
verurteilt, sondern ausgewiesen worden war. 26

MOTION
DATUM: 19.12.1997
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies eine im Vorjahr vom Ständerat gutgeheissene Motion Schüle
(fdp, SH) für eine Ausweitung des Korruptionsbegriffs im Strafrecht (u.a. Einbezug der
Bestechung ausländischer Beamter) und für härtere Sanktionen. Diesen Einbezug der
Bestechung ausländischer Beamter fordert auch eine am 17. Dezember von der Schweiz
und 32 weiteren Staaten unterzeichnete OECD-Konvention. Da der Bundesrat das EJPD
aufgrund eines 1996 veröffentlichten Expertenberichts bereits mit der Ausarbeitung
entsprechender Gesetzestexte beauftragt hatte, lehnte es der Nationalrat ab, auch
selbst noch legislatorisch tätig zu werden, wie dies Rechsteiner (sp, SG) mit einer
parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 96.414) verlangt hatte. 27

MOTION
DATUM: 31.12.1997
HANS HIRTER

Bei strafbaren Handlungen im Internet (z.B. Angebot von illegaler Pornographie und
Verbreitung von gegen das Antirassismusgesetz verstossenden Aussagen) bestehen
nicht nur Probleme bei der Verfolgung der Täter, da diese ja oft in Staaten tätig sind, wo
ihre Aktionen nicht verboten sind (z.B. rassistische Aussagen in den USA). Unklarheit
besteht auch in bezug auf die rechtliche Mitverantwortung der sogenannten Provider,
die als Vermittler zwischen den Internetnutzern fungieren. Gemäss dem seit April 1998
geltenden neuen Medienstrafrecht können diese wegen Nichtverhinderung einer
strafbaren Publikation zur Verantwortung gezogen werden, wenn es nicht möglich ist,
die Autoren selbst in der Schweiz zu belangen. Der Bundesrat beantragte dem
Nationalrat erfolgreich die Umwandlung einer Motion von Felten (sp, BS) für einen
spezifischen Strafrechtsartikel, der die Verantwortlichkeit der Provider festhält, in ein
Postulat. Er riet dabei, die weitere Entwicklung abzuwarten, da sich das Problem
ohnehin nur auf internationaler Ebene lösen lasse und zudem auch die Provider selbst
versuchten, Standards für eine Selbstregulierung zu entwickeln. Im Juli hatte die
Bundesanwaltschaft einige Provider ersucht, für ihre Abonnenten den Zugang zu Seiten
mit in der Schweiz illegalen Inhalten zu sperren. Die Provider wiesen in ihrer Reaktion
auf die technischen Probleme solcher Sperren hin, bei denen entweder Tausende von
legalen Seiten gleichzeitig gesperrt würden, oder die nutzlos blieben, da die Autoren in
kürzester Zeit unter neuen Adressen auftauchen würden. 28

MOTION
DATUM: 18.12.1998
HANS HIRTER

Der Ständerat wandelte eine 1997 vom Nationalrat überwiesene Motion Jeanprêtre (sp,
VD) für den Ausbau der logistischen Mittel zur Bekämpfung der Pädophilie in ein
Postulat um. 29

MOTION
DATUM: 04.11.1999
HANS HIRTER
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Die 1999 eingereichte Motion (99.3518) Jans (sp, ZG), welche auch Schmiergelder an
Private nicht mehr als steuerrelevante Geschäftsunkosten gelten lassen wollte, wurde
vom Nationalrat abgelehnt. Der Bundesrat hatte dagegen geltend gemacht, dass dies ein
für die Wirtschaft schädlicher Alleingang der Schweiz bedeuten würde, da andere
Industriestaaten vergleichbare Bestimmungen kennen. 30

MOTION
DATUM: 13.12.2000
HANS HIRTER

Zusätzlicher strafrechtlicher Regelungsbedarf besteht weiterhin auf dem Gebiet der
sogenannten Internetkriminalität. Sowohl bei der Übermittlung unerlaubter
Darstellungen und Meinungsäusserungen (z.B. Gewalt, verbotene Pornografie,
rassistisches Gedankengut) als auch bei der Vermittlung von illegalen Geschäften (z.B.
Kinderhandel) bestand bisher rechtliche Unsicherheit über die Strafbarkeit des sog.
Access-Providers, also der Firma, welche den einzelnen Nutzern den Zugang zum
Internet ermöglicht. Die Frage nach deren rechtlicher Verantwortlichkeit ist
insbesondere auch deshalb von Bedeutung, weil sich die Inhaber von Internetseiten mit
in der Schweiz verbotenen Darstellungen und Angeboten meist nicht in der Schweiz
selbst befinden. Das Parlament überwies eine Motion Pfisterer (fdp, AG), welche in
allgemeiner Form eine international harmonisierte Regelung fordert. Der Nationalrat
hiess zudem eine Motion Aeppli (sp, ZH) gut, welche eine Zentralisierung der
Ermittlungen im Bereich der sexuellen Ausbeutung von Kindern im Internet beim Bund
fordert. 31

MOTION
DATUM: 20.09.2001
HANS HIRTER

Der Vollzug des seit 1998 auf sogenannte Finanzintermediäre (Treuhänder, Anwälte etc.)
ausgedehnten Geldwäschereigesetzes ergab weiterhin Probleme. Zum einen erwies
sich die Kontrollstelle des Bundes als personell unterdotiert. Der Nationalrat hiess
diskussionslos eine vom Bundesrat nicht bestrittene Motion Spielmann (pda, GE) für
eine ausreichende Dotierung gut, und er überwies diejenigen Teile einer Motion Grobet
(-, GE) in Postulatsform, welche die Ausgestaltung der Kontrollstelle für die Bekämpfung
der Geldwäscherei in eine verwaltungsunabhängige Instanz (analog zur
Bankenkommission) und eine bessere personelle Ausstattung verlangen. Zum anderen
empfahl ein Bericht der GPK-NR unter anderem die Einführung einer
Bagatellfallregelung, um eine Überflutung mit Verfahren zu vermeiden. Gegen
Jahresende setzte der Bundesrat eine Kommission ein, welche Vorschläge zur
Schaffung einer einheitlichen Kontrollbehörde für alle Bereiche des Finanzmarkts
erarbeiten soll. 32

MOTION
DATUM: 05.10.2001
HANS HIRTER

Der Ständerat überwies die im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene Motion für eine
Wiederinbetriebnahme der Amtsstelle für die Überwachung des Internets in Bezug auf
die Verbreitung von pädophilem Material ebenfalls. Von der vom Nationalrat im Vorjahr
angenommenen Motion Aeppli (sp, ZH), welche eine Zentralisierung der Ermittlungen im
Bereich der sexuellen Ausbeutung von Kindern im Internet beim Bund fordert, überwies
er nur den 2. Teil (strafrechtliche Untersuchung und Beurteilung), nicht aber die
Forderung nach einer Zentralisierung der Ermittlungskompetenzen. Gemäss einem vom
Nationalrat überwiesenen Postulat der CVP-Fraktion soll der Bundesrat abklären, ob es
sinnvoll wäre, im Rahmen der UNO eine internationale Konvention zur Bekämpfung der
Kinderpornographie im Internet anzustreben. In einer international koordinierten
Grossaktion ermittelten die schweizerischen Behörden gegen insgesamt 1300
Personen, welche möglicherweise via Internet Kinderpornographie angeschaut hatten.
Bei rund 800 Personen wurden Hausdurchsuchungen durchgeführt sowie Computer
und Datenträger beschlagnahmt. Die Verdächtigten hatten bei einem amerikanischen
Pornographieanbieter, welcher auch Darstellungen von Kinderpornographie im Angebot
führte, mit ihrer Kreditkarte für die Zugangsberechtigung bezahlt. Ihre Namen waren
von den US-Behörden ermittelt und an die zuständigen nationalen Amtsstellen
weitergeleitet worden. 33

MOTION
DATUM: 11.10.2002
HANS HIRTER

Der Nationalrat und nach ihm auch der Ständerat überwiesen eine Motion von
Jacqueline Fehr (sp, ZH), welche den Bundesrat verpflichtet, bei der UNO einen
Vorstoss für die Schaffung eines Kompetenzzentrums für Internetkriminalität und
dabei insbesondere Kinderpornografie einzureichen. Diese Motion war im Rahmen der
Eidgenössischen Jugendsession 2002 ausgearbeitet worden. Er gab ebenfalls einer
parlamentarischen Initiative Aeppli (sp, ZH) Folge, welche fordert, dass bei der
Strafverfolgung von bedeutenden Fällen von Internetkriminalität (v.a.

MOTION
DATUM: 31.12.2003
HANS HIRTER
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Kinderpornografie), analog zu Wirtschaftskriminalität und organisiertem Verbrechen,
der Bund die Federführung übernimmt. 34

Der Ständerat überwies eine vom Nationalrat 2005 gutgeheissene Motion Gysin (sp, BS),
welche Personen, die über eventuelle Straftaten wie Korruption an ihrem Arbeitsplatz
informieren (so genannte Whistleblower) vor Entlassung schützen will. Da der Ständerat
auf Antrag seiner Rechtskommission einige Präzisierungen am Motionstext vornahm,
muss der abgeänderte Vorstoss noch einmal vor die grosse Kammer. Die wichtigste
Präzisierung betraf die Feststellung, dass dieser Schutz vor Entlassung oder anderen
arbeitsrechtlichen Sanktionen nur dann gelten soll, wenn der Whistleblower zuerst
firmenintern, dann die Strafbehörden und erst am Schluss, sozusagen als Ultima Ratio,
die Öffentlichkeit über die verdächtigen Vorgänge informiert hat. 35

MOTION
DATUM: 22.03.2006
HANS HIRTER

Mit der Überweisung einer Motion Schweiger (fdp, ZG) sprach sich der Ständerat für die
Verschärfung der strafgesetzlichen Bestimmungen im Kampf gegen verbotene
pornografische Darstellungen im Internet (v.a. Kinderpornografie) aus. Der Vorstoss
fordert insbesondere, dass nicht nur der Besitz derartiger Filme und Bilder verboten
ist, sondern bereits der absichtliche Konsum. Um die Strafverfolgung zu erleichtern, soll
zudem die Aufbewahrungspflicht für die Logbuchdateien der Internetanbieter von
sechs auf zwölf Monate verlängert werden. Der Nationalrat behandelte diese Motion
noch nicht, stimmte aber einer Motion Hochreutener (cvp, BE; Mo. 06.3554) zu, welche
verlangt, dass dieselben Mittel auch im Kampf gegen extreme Gewaltdarstellungen zur
Anwendung kommen. 36

MOTION
DATUM: 09.06.2006
HANS HIRTER

Der Nationalrat übernahm die vom Ständerat angebrachten Präzisierungen an der von
ihm bereits 2005 gutgeheissenen Motion Gysin (sp, BS) über den Schutz von so
genannten Whistleblowern vor Entlassung. Gegen eine Überweisung der Motion stellte
sich die SVP, welche argumentierte, dass das bestehende Arbeitsrecht genügend Schutz
für Whistleblower biete. 37

MOTION
DATUM: 22.06.2007
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies die Motion von Ständerat Schweiger (fdp, ZG; Mo. 06.3170) für
eine Verschärfung der strafgesetzlichen Bestimmungen im Kampf gegen verbotene
pornografische Darstellungen im Internet (v.a. Kinderpornografie). Der Ständerat
seinerseits nahm die Ende 2006 von Nationalrat überwiesene Motion Hochreutener
(cvp, BE; Mo. 06.3554) an, welche verlangt, dass dieselben Mittel auch im Kampf gegen
extreme Gewaltdarstellungen zur Anwendung kommen sollen. 38

MOTION
DATUM: 11.12.2007
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte in der Wintersession der Motion Amherd (cvp, VS) zu. Mit
diesem Vorstoss wird der Bundesrat aufgefordert, virtuellen Kindsmissbrauch und die
Anbahnung eines eindeutigen sexuellen Dialogs zwischen einem Kind und einer
erwachsenen Person unter Strafe zu stellen. 39

MOTION
DATUM: 19.12.2007
ANDREA MOSIMANN

Der Nationalrat hiess eine Motion von Ständerat Schweiger (fdp, ZG) für eine
Verschärfung der strafgesetzlichen Bestimmungen zum Schutz von Kindern vor
pornografischen Darstellungen im Fernmeldebereich ebenfalls gut. Zudem
unterstützte er eine Motion Hochreutener (cvp, BE), (Mo. 07.3539) die den Vorstoss
Schweiger auf Gewaltdarstellungen ausdehnte. Der Bundesrat wies vergeblich darauf
hin, dass dafür an sich die bestehenden Strafrechtsbestimmungen ausreichen würden.
Darüber hinausgehende Massnahmen wie etwa ein generelles Verbot für pornografische
Darstellungen und Angebote im Fernmeldebereich würden dagegen zu weit gehen.
Zudem sei eine Sperrung dieser Angebote allein für Kinder technisch nicht möglich. 40

MOTION
DATUM: 25.09.2008
HANS HIRTER
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Die Einführung eines Alarmsystems bei Entführungen von Kindern machte Fortschritte.
Das EJPD und die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren einigten sich
am 2. April, ein solches Warnsystem nach französischem Vorbild bis Ende Jahr
aufzubauen. Daran beteiligt sein sollen auch die Radiostationen und Mobilfunkanbieter.
Das Parlament überwies zur Unterstützung dieser Bestrebungen eine entsprechende
Motion Burkhalter (fdp, NE). 41

MOTION
DATUM: 27.04.2009
HANS HIRTER

Mit knapper Mehrheit (89 zu 84 Stimmen) sprach sich der Nationalrat gegen eine Motion
der SVP aus, welche eine obligatorische Nachbetreuung aller wegen Missbrauchs von
Kindern Verurteilten verlangte. Die ablehnende Rechtskommission begründete ihren
Antrag damit, dass diese Massnahme für schwere Taten bereits bestehe, für alle Delikte
aber unverhältnismässig wäre. Mit einer noch knapperen Mehrheit (88 zu 87) stimmte er
dagegen einer Motion Rickli (svp, ZH) zu, welche ein nationales Register für verurteilte
Pädophile fordert. 42

MOTION
DATUM: 03.06.2009
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte einer Motion Aubert (sp, VD) zu, welche eine allgemeine
Meldepflicht für Misshandlungen und sexuelle Vergehen an Kindern bei den
kantonalen Kinderschutzbehörden fordert. Der Bundesrat war damit einverstanden,
erklärte aber, dass er den Ständerat auffordern werde, die Zulassung von bestimmten
Ausnahmen (insbesondere die Berücksichtigung des Berufsgeheimnisses von Ärzten) in
den Motionstext aufzunehmen. 43

MOTION
DATUM: 03.06.2009
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies eine Motion Hochreutener (cvp, BE) für ein Verbot des
Verkaufs von gewalttätigen Computerspielen (so genannte Ego-Shooter) an Kinder und
Jugendliche. Obwohl der Bundesrat für Ablehnung plädierte, weil die rechtlichen
Grundlagen für ein Verbot für die Darstellung von grausamer Gewalt bereits bestehen
und Verkaufseinschränkungen unter dem Aspekt des Jugendschutzes in der Kompetenz
der Kantone liegen, überwies der Nationalrat den Vorstoss. Noch weiter geht eine vom
Nationalrat ebenfalls gutgeheissene Motion (09.3422) Allemann (sp, BE), die ein
grundsätzliches Verbot der Herstellung, des Verkaufs und der Weiterverbreitung von
Computerspielen fordert, bei denen „grausame Gewalttätigkeiten gegen Menschen und
menschenähnliche Wesen zum Spielerfolg beitragen“. In der Herbstsession
verabschiedete der Nationalrat auch noch ein Postulat Schmid-Federer (cvp, ZH),
welches vom Bundesrat einen Forschungsbericht zum grundsätzlichen
Gefährdungspotential von Computerspielen, namentlich auch in Bezug auf Suchtgefahr,
fordert. 44

MOTION
DATUM: 03.06.2009
HANS HIRTER

Da das sexuelle Mündigkeitsalter in der Schweiz 16 Jahre beträgt, ist die Prostitution
von mindestens 16jährigen Jugendlichen nicht verboten. Ob das Parlament diesen
Zustand ändern möchte, ist noch unklar. Der Nationalrat lehnte zwar in der
Sommersession eine Motion Barthassat (cvp, GE) (08.3824) für einen neuen
Straftatbestand mit 87 zu 69 Stimmen ab, akzeptierte aber am gleichen Tag mit 96 zu 76
Stimmen eine Motion Kiener Nellen (sp, BE) für die Strafbarkeit von Freiern, die bei
mindestens 16 Jahre alten Jugendlichen für sexuelle Dienstleistungen bezahlen. 45

MOTION
DATUM: 03.06.2009
HANS HIRTER

Im Einvernehmen mit dem Bundesrat lehnte der Ständerat eine im Vorjahr von der
grossen Kammer überwiesene MotionHochreutener (cvp, BE) als unpraktikabel ab,
welche Kinder vor Gewaltdarstellung im Fernmeldebereich (d.h. auf Mobiltelefonen)
schützen wollte. 46

MOTION
DATUM: 23.09.2009
HANS HIRTER

Der Ständerat stimmte einer Motion Amherd (cvp, VS) zu, in der die Einführung eines
neuen Straftatbestands für virtuellen Kindesmissbrauch und für die Anbahnung eines
eindeutig sexuellen Dialogs zwischen einem Kind und einer erwachsenen Person im
Internet (sogenanntes „Grooming“) gefordert wird. Der Nationalrat hatte diese Motion
bereits 2007 angenommen. 47

MOTION
DATUM: 23.09.2009
SABINE HOHL
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Der Ständerat überwies in der Frühjahrssession zwei Motionen, die ein Verbot von
gewaltbeinhaltenden Computerspielen fordern. Während die Motion Hochreutener
(cvp, BE) den Verkauf verbieten will, fordert die Motion Allemann (sp, BE) ein
grundsätzliches Verbot der Herstellung, des Verkaufs und der Weiterverbreitung. Der
Nationalrat hatte beide Motionen bereits 2009 angenommen. Alle Jungparteien hatten
sich gegen ein Verbot ausgesprochen. Auch der Bundesrat hatte beide Motionen
abgelehnt. Problematisch dürfte die Umsetzung eines Verbots insbesondere bei
Online-Spielen werden. 48

MOTION
DATUM: 18.03.2010
MARC BÜHLMANN

Der Nationalrat war bezüglich der Schaffung eines nationalen Registers für verurteilte
Pädophile bzw. für Sexual- und schwere Gewalttäter gespalten. Bereits 2009 hatte die
grosse Kammer einer entsprechenden Motion Rickli (svp, ZH) äusserst knapp mit 88 zu
87 Stimmen zugestimmt. Eine ähnliche lautende parlamentarische Initiative der Zürcher
SVP-Politikerin wurde im Berichtsjahr wieder nur knapp angenommen (89:80). Beide
Vorlagen wurden vom Ständerat dann allerdings abgelehnt mit der Begründung, dass
bereits genügend Informationen in alternativen Registern vorhanden seien und dass die
Vorstösse aufgrund ihres Diskriminierungspotenzials zu weit gingen. 49

MOTION
DATUM: 29.11.2010
MARC BÜHLMANN

Die ständerätliche Kommission für Rechtsfragen folgte dem Ansinnen des Bundesrats
und modifizierte die 2009 vom Nationalrat überwiesene Motion Aubert (sp, VD). Die
vom Bundesrat auszuarbeitende allgemeine Meldepflicht für Misshandlungen und
sexuelle Vergehen an Kindern soll neu klar umschriebene Ausnahmen zulassen. Die
kleine Kammer nahm die veränderte Motion schliesslich diskussionslos an. 50

MOTION
DATUM: 29.11.2010
MARC BÜHLMANN

Der Bundesrat hat im Juni beschlossen, die Europaratskonvention zum Schutze von
Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch zu unterzeichnen.
Hinsichtlich des Schutzalters geht die Konvention allerdings weiter als das bestehende
Strafrecht in der Schweiz. Neu soll deshalb auch in der Schweiz die Inanspruchnahme
sexueller Dienste von Sechzehn- bis Achtzehnjährigen strafbar sein. Die Motion Kiener
Nellen (sp, BE), die genau dies fordert und vom Nationalrat bereits 2009 gutgeheissen
worden war, wurde deshalb auch im Ständerat angenommen. 51

MOTION
DATUM: 29.11.2010
MARC BÜHLMANN

Eine Motion Aubert (sp, VD) beauftragte den Bundesrat, eine Grundlage zu schaffen, mit
der eine allgemeine Meldepflicht gegenüber Kinderschutzbehörden in allen Kantonen
eingeführt werden kann. Nach der Zustimmung der grossen Kammer schuf der
Ständerat eine Differenz, welche gewisse Ausnahmen von der Meldepflicht gestatten
will. Diese Ausnahmen betreffen beispielsweise Ärzte. Der Nationalrat übernahm diese
Modifikation. 52

MOTION
DATUM: 02.03.2011
NADJA ACKERMANN

In die vom Bundesrat geforderte Richtung der Sensibilisierung von Jugendlichen im
Umgang mit den neuen Medien ging eine Motion Schweiger (fdp, ZG), die im Lehrplan 21
einen Medienführerschein einbauen wollte. Nachdem sie letztes Jahr vom Ständerat
angenommen wurde, lehnte sie der Nationalrat aber ab. 53

MOTION
DATUM: 03.03.2011
NADJA ACKERMANN

Nach dem Ständerat überwies auch der Nationalrat eine Motion Bischofberger (cvp, AI),
die den Bundesrat beauftragt, eine gesetzliche Grundlage zu schaffen, um eine
effizientere und kostengünstigere Zusammenarbeit der im Bereich
Jugendmedienschutz und Bekämpfung von Internetkriminalität tätigen Organe des
Bundes sicherzustellen und Doppelspurigkeiten zu vermeiden. 54

MOTION
DATUM: 03.03.2011
NADJA ACKERMANN

Eine Motion Amherd (cvp, VS) fordert die Unterzeichnung des Übereinkommens des
Europarates zum Schutz vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch sowie
die notwendigen gesetzgeberischen Massnahmen zu treffen, damit die
Inanspruchnahme der Prostitution von Minderjährigen unter Strafe gestellt wird. Die
Motion wurde nach der Zustimmung beider Kammern an den Bundesrat überwiesen.
Mit der Annahme der Motion wurde dem Anliegen der Standesinitiativen aus Wallis
(10.320) und Genf (10.311) entsprochen, weshalb den beiden keine Folge gegeben

MOTION
DATUM: 07.06.2011
NADJA ACKERMANN
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wurde. Das EJPD gab infolge die Genehmigung und den Vorentwurf der Umsetzung des
Übereinkommens bis Ende November in die Vernehmlassung. Der Vorentwurf sieht vor,
dass künftig die Indienstnahme von sexuellen Diensten von unter 18-jährigen aber über
16-jährigen unter Strafe gestellt wird. Der Minderjährige bleibt hingegen straflos. Auch
am Alter der sexuellen Mündigkeit von 16 Jahren wird nichts geändert. 55

Das Parlament überwies eine Motion Amherd (cvp, VS), die den Bundesrat beauftragt, an
der im Januar 2012 tagenden, intergouvernementalen Expertengruppe der UNO zu
Cyber Crime die Bekämpfung des virtuellen Kindesmissbrauchs zu thematisieren. 56

MOTION
DATUM: 20.09.2011
NADJA ACKERMANN

Um die bessere Verfolgung von Pädophilen zu ermöglichen, sollen Internetanbieter
verpflichtet werden, die Protokolle über die Zuteilung von IP-Adressen, die Kundinnen
und Kunden zur Verfügung gestellt werden, mindestens ein ganzes statt wie bisher ein
halbes Jahr aufzubewahren. Dies fordert eine von beiden Kammern überwiesene
Motion Barthassat (cvp, GE). 57

MOTION
DATUM: 20.09.2011
NADJA ACKERMANN

In der Frühjahrssession nahm der Nationalrat eine Motion Büchel (svp, SG) an, welche
den Bundesrat beauftragt, dem Parlament Massnahmen für die Bekämpfung der
Korruption und Wettbewerbsmanipulation im organisierten Sportbetrieb zu
präsentieren. Die Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerates
reichte darauf ein Postulat (11.3754) ein, nach welchem der Bundesrat zuerst die bereits
vorhandenen Instrumente auf ihre Effektivität hin prüfen soll. Die kleine Kammer lehnte
infolge die Motion ab und überwies das Postulat. 58

MOTION
DATUM: 27.09.2011
NADJA ACKERMANN

Zur Bekämpfung der Ausländerkriminalität reichte die CVP/EVP/glp-Fraktion des
Nationalrates eine Motion ein, welche eine Anpassung des Asylgesetzes fordert. Die
Motion wurde im Nationalrat mit 97 zu 85 Stimmen nur knapp angenommen. 59

MOTION
DATUM: 28.09.2011
NADJA ACKERMANN

Eine Motion Savary (sp, VD) fordert, dass Telefonanbieter Internetabonnemente
anbieten sollen, die es den Eltern ermöglichen, die Kontrolle über den Zugang ihrer
Kinder zu pornografischen Bildern auszuüben. Weiter sollen Familienabonnemente
angeboten werden, bei welchen Gewalt und Pornografie vom Anbieter vorbeugend
herausgefiltert werden. Obwohl der Bundesrat mehr auf die Sensibilisierung der
Problematik setzen wolle, beantragte er die Annahme der Motion, welche dann auch
von beiden Kammern überwiesen wurde. 60

MOTION
DATUM: 06.12.2011
NADJA ACKERMANN

Nach dem Nationalrat überwies auch der Ständerat mit 20 zu 15 Stimmen eine Motion
der CVP/EVP/glp-Fraktion, welche mit einer Revision des Asylgesetzes den Vollzug im
Asylwesen verbessern will. Konkret soll der Bund den Kantonen die
Haftgestehungskosten vollumfänglich erstatten. Im Gegenzug muss der Vollzug dringend
stattfinden und wird vom Bund überprüft. Des Weitern fordert die Motion, dass
Rekursverfahren gegen abgelehnte Asylgesuche nicht länger als ein Jahr dauern dürfen,
dass verstärkt Personenkontrollen im Inland und an den Grenzen durchgeführt werden
sowie dass der Vollzug der Strafe im Herkunftsland des Delinquenten gefördert werden
soll. Die Gegner der Motion waren zum einen der Meinung, dass die bestehenden
Vollzugsfragen nicht auf gesetzlicher Ebene behoben werden können. Zum andern
sahen sie in der Vorschreibung einer Behandlungsfrist von abgelehnten Gesuchen einen
Verstoss gegen die verfassungsmässige vorgeschriebene gerichtliche Unabhängigkeit. 61

MOTION
DATUM: 05.03.2012
NADJA ACKERMANN

Im Gegensatz zum Nationalrat sprach sich der Ständerat gegen DNA-Tests bei
kriminellen Asylbewerbern aus. Er lehnte eine dahingehende Motion Darbellay (cvp, VS)
mit den Argumenten ab, dass solche Tests nur bei konkretem Tatverdacht
vorgenommen werden dürften und die Rechtsgleichheit der Asylbewerber gewahrt
werden müsse. Die Motion war im Kontext der erhöhten Anzahl Kriminalfälle von
Asylsuchenden aus den vom arabischen Frühling betroffenen Maghrebstaaaten
eingereicht worden. 62

MOTION
DATUM: 19.03.2014
NADJA ACKERMANN
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Nach dem Nationalrat nahm auch der Ständerat eine Motion Müri (svp, LU) an. Damit
überwies er an den Bundesrat den Auftrag, die Kantone zu verpflichten, jährlich eine
Vollzugsstatistik über die Ausschaffung von kriminellen Ausländern zu führen. Dadurch
soll im Hinblick auf die Umsetzung der Ausschaffungsinitiative Klarheit über die
bestehende Ausschaffungspraxis gewonnen werden. 63

MOTION
DATUM: 19.03.2014
NADJA ACKERMANN

Als Erstrat lehnte der Nationalrat eine Motion Reimann (svp, SG) ab, die den Bundesrat
mit der Schaffung einer Meldestelle für Korruption – analog der Meldestelle für
Geldwäscherei – beauftragen wollte. Zu den Aufgaben der neuen Behörde sollten unter
anderem die Prüfung von Verdachtsmeldungen, die Korruptionsprävention und der
Schutz von Whistleblowern gehören. Da diese Aufgaben bereits von verschiedenen
Behörden wahrgenommen würden, erachtete der Bundesrat die Schaffung einer
eigenen, zentralen Stelle als nicht notwendig und empfahl die Motion zur Ablehnung.
Darüber hinaus würden sich eine Verschärfung des Korruptionsstrafrechts sowie eine
Vorlage über den Whistleblower-Schutz im Privatrecht, die beide vom Bundesrat
bereits verabschiedet wurden, des erkannten Handlungsbedarfs in diesem Bereich
annehmen. 64

MOTION
DATUM: 07.05.2014
NADJA ACKERMANN

Während der Nationalrat in der Sommersession 2016 einer Motion Amherd (cvp, VS), die
Sexting bekämpfen wollte, noch mehrheitlich zugestimmt hatte, scheiterte der
Vorstoss im Dezember desselben Jahres im Ständerat. Ein eigener Straftatbestand für
Sexting sei nicht notwendig, so die Begründung. Seien die Bilder pornografischen
Inhalts oder deren Weiterverbreitung mit Drohung oder Nötigung verbunden, biete das
geltende Strafrecht ausreichenden Schutz. Zusätzlich stelle jede Weiterverbreitung
intimer Bilder ohne Einwilligung der dargestellten Person eine
Persönlichkeitsverletzung dar, die auf dem Weg der Zivilklage angefochten werden
kann. 65

MOTION
DATUM: 14.12.2016
KARIN FRICK

Vor dem Hintergrund der wachsenden Bedrohung durch Cyberkriminalität forderte
eine im Sommer 2017 eingereichte Motion Dobler (fdp, SG) die Schaffung einer
zentralen Anlauf- und Koordinationsstelle zur Bekämpfung der organisierten und
international tätigen Computerkriminalität. Der zunehmenden Komplexität und
Vielschichtigkeit dieser Art von Bedrohung sei die föderal fragmentierte Strafverfolgung
in der Schweiz nicht gewachsen, weshalb es einer zentralen Anlaufstelle beim Bund
bedürfe, um die Zusammenarbeit in der Strafverfolgung operativ zu koordinieren, so
die Begründung des Motionärs. Dem Antrag des Bundesrates folgend, stimmte der
Nationalrat in der Herbstsession 2017 dem Vorstoss stillschweigend zu. 66

MOTION
DATUM: 29.09.2017
KARIN FRICK

Nach der einstimmigen Annahme im Nationalrat kam die Motion Dobler (fdp, SG),
welche eine zentrale Anlauf- und Koordinationsstelle zur Bekämpfung der
organisierten und international tätigen Computerkriminalität forderte,  im Frühjahr
2018 zur Behandlung in den Ständerat. Die Bekämpfung der immer grösser werdenden
Herausforderung der digitalen Kriminalität verlange eine stärkere Zentralisierung und
Koordinierung bei der Beweiserhebung und -sicherung, begründete die RK-SR ihren
einstimmigen Antrag auf Annahme. Wie Justizministerin Simonetta Sommaruga im Rat
zustimmend anfügte, betreffe eine solche Anlauf- und Koordinationsstelle sowohl den
Bund als auch die Kantone. Aus diesem Grund sei es sinnvoll, diese Zusammenarbeit
gesetzlich zu verankern. Im Rahmen des Bundesgesetzes über polizeiliche Massnahmen
zur Bekämpfung von Terrorismus (PMT), welches bereits in Vernehmlassung sei, sei eine
gesetzliche Grundlage für die Bekämpfung der digitalen Kriminalität zudem vorgesehen.
Diese Stossrichtung werde durch die Motion Dobler bestärkt; aus diesem Grund
beantrage auch der Bundesrat deren Annahme. Der Ständerat folgte diesen
Empfehlungen und nahm die Motion stillschweigend an. 67

MOTION
DATUM: 14.03.2018
CATALINA SCHMID
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Mit 86 zu 68 Stimmen bei 21 Enthaltungen überwies der Nationalrat in der
Sommersession 2019 eine Motion Regazzi (cvp, TI) an den Ständerat, wonach der
Bundesrat die gesetzliche Grundlage schaffen soll, um wegen Pädophilie verurteilten
Schweizerinnen und Schweizern den Pass zu entziehen. Solche Personen nutzten
oftmals Auslandsreisen, um ihre Neigung weiterhin auszuleben, und profitierten dort
von den «günstigen Bedingungen» wie Armut, Korruption und Toleranz seitens der
Behörden, begründete der Motionär sein Anliegen. Der Schweiz obliege eine
«moralische Verpflichtung», hier etwas dagegen zu tun. Der Bundesrat hatte den
Vorstoss zur Ablehnung empfohlen, da rückfallgefährdete, verurteilte Pädophile
ohnehin durch Freiheitsstrafe, stationäre Massnahme oder Verwahrung nicht mehr frei
reisen könnten. Das geltende Recht erlaube es überdies schon heute, gegen eine
beschuldigte Person während des Strafverfahrens ein Reiseverbot oder einen
Ausweisentzug zu verhängen. 68

MOTION
DATUM: 13.06.2019
KARIN FRICK

Eine knappe Mehrheit von 97 zu 94 Nationalratsmitgliedern unterstützte in der
Herbstsession 2019 das Anliegen einer Motion Quadranti (bdp, ZH), dass der Bund
«hate crimes» aufgrund der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentität, des
Geschlechtsausdrucks oder von Geschlechtsmerkmalen statistisch erfassen sollte.
Solche Daten böten die Grundlage zur Problemlösung und könnten Ansatzpunkte für die
Prävention aufzeigen, argumentierte Quadranti. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der
Motion beantragt. Er befürchtete eine ungenügende Datenqualität, denn die Angabe
des Tatmotivs erfolge in der polizeilichen Kriminalstatistik nur auf freiwilliger Basis. Mit
der Einführung eines Straftatbestands für Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung würde die Erfassung in der polizeilichen Kriminalstatistik – wie für alle
Straftatbestände des StGB – ohnehin obligatorisch werden. Im Falle der Ablehnung
anlässlich des bevorstehenden Referendums könnte sich der Bundesrat hingegen eher
Umfragen bei den betroffenen Gruppen vorstellen, erklärte Innenminister Alain Berset,
von denen er sich aussagekräftigere Resultate verspreche als von der Erfassung durch
die Polizei. Die grosse Kammer folgte indes mehrheitlich dem Aufruf Quadrantis, einen
Schritt zu tun, um die «Problemdimension sichtbar» zu machen. 69

MOTION
DATUM: 26.09.2019
KARIN FRICK

Entgegen dem Nationalrat lehnte der Ständerat im Frühjahr 2020 die Motion Regazzi
(cvp, TI) ab, mit der eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden sollte, um wegen
Pädophilie verurteilten Schweizerinnen und Schweizern den Pass zu entziehen und sie
so an Auslandsreisen zu hindern. Die kleine Kammer folgte stillschweigend ihrer
staatspolitischen Kommission, die keinen Handlungsbedarf sah. Im Ausland begangene
pädosexuelle Straftaten seien nach schweizerischem Recht ohnehin strafbar und sich
in einem Strafverfahren befindliche oder aus einer Freiheitsstrafe entlassene Pädophile
könnten von den Justizbehörden bereits nach geltendem Recht mit einem
Ausreiseverbot belegt werden, so die Begründung der Kommission. 70

MOTION
DATUM: 04.03.2020
KARIN FRICK

Die schweizweite statistische Erfassung von «hate crimes» aufgrund der sexuellen
Orientierung, der Geschlechtsidentität, des Geschlechtsausdrucks oder von
Geschlechtsmerkmalen könnte Ansatzpunkte für die Prävention aufzeigen und würde
generell die Diskriminierung dieser Gruppe thematisieren, argumentierte die
ständerätliche WBK, die ihrem Rat die Annahme der entsprechenden Motion Quadranti
(bdp, ZH) beantragte. In der Frühjahrssession 2020 folgte die Ratsmehrheit jedoch
einem Einzelantrag Hefti (fdp, GL) und lehnte den Vorstoss mit 21 zu 18 Stimmen bei
einer Enthaltung ab. Die Gegnerschaft der Motion erachtete die geforderte Statistik in
der vorgeschlagenen Form im Hinblick auf die Datenqualität als problematisch, da sie
aus Polizeirapporten zusammengestellt würde und nicht wie die polizeiliche
Kriminalstatistik aus Anzeigen aufgrund des Strafgesetzbuches. Innenminister Alain
Berset versicherte, der Bundesrat werde beim Thema «hate crimes» nicht untätig
bleiben, und wies darauf hin, dass es der in der Volksabstimmung vom Februar 2020
angenommene Artikel 262bis StGB (Verbot der Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung) möglich mache, auch diesen Tatbestand in der polizeilichen
Kriminalstatistik zu erfassen. Dies war zum Zeitpunkt der Einreichung der Motion noch
nicht möglich gewesen, weswegen die Motion eine Statistik basierend auf
Polizeirapporten vorgeschlagen hatte. 71

MOTION
DATUM: 10.03.2020
KARIN FRICK
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Im Sommer 2020 schrieb das Parlament die Motion Dobler (fdp, SG) für eine zentrale
Anlauf- und Koordinationsstelle zur Bekämpfung der organisierten und international
tätigen Computerkriminalität ab, da der Bundesrat das Anliegen des Vorstosses in
seiner Vorlage zum Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von
Terrorismus (PMT) umgesetzt hatte. 72

MOTION
DATUM: 19.06.2020
CATALINA SCHMID

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Yvonne Feri (sp, AG) eine nationale Social-Media-
Kampagne gegen Mobbing und Cybermobbing bei Kindern und Jugendlichen
lancieren. Täterinnen und Täter sowie Zuschauende könnten so gezielt und
kostengünstig für die Thematik sensibilisiert und auf mögliche strafrechtliche Folgen
hingewiesen werden, argumentierte die Motionärin. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion, weil er das Problem als wichtig erachte und das Anliegen ohne
Zusatzaufwand im Rahmen der bestehenden Plattform «Jugend und Medien»
umgesetzt werden könne. Namens der SVP-Fraktion bekämpfte Andreas Glarner (svp,
AG) den Vorstoss, einerseits weil er dem Bundesrat nicht traute, dass die Kampagne
keine zusätzlichen Stellen und Kosten generiere, und andererseits, weil er die
Sensibilisierung für Mobbing nicht als Aufgabe von «Väterchen Staat» sah. Ob der Staat
auch bald die Präventionskampagnen «Herdplatten können heiss sein» und «Mit Velos
kann man umfallen» starte, fragte er rhetorisch. So geschlossen die SVP- und die FDP-
Fraktionen die Motion ablehnten, so einhellig stimmten ihr die übrigen Fraktionen
indes zu: Mit 101 zu 76 Stimmen bei 3 Enthaltungen nahm der Nationalrat den Vorstoss
in der Sondersession 2020 an. 73

MOTION
DATUM: 29.10.2020
KARIN FRICK

Après l'avoir refusé en 2020, l'Assemblée fédérale a finalement décidé de classer la
motion demandant la création d'un centre de compétence fédéral pour la
cybersécurité, puisque le Conseil fédéral a rempli les objectifs en présentant son
rapport sur l'organisation de la Confédération pour la mise en œuvre de la stratégie
nationale de protection contre les cyberrisques.

MOTION
DATUM: 10.06.2021
DIANE PORCELLANA

L'Assemblée fédérale a décidé, sur proposition du Conseil fédéral, de classer la motion
demandant la création d'un commandement de cyberdéfense dans l'armée suisse. En
effet, le Conseil fédéral l'a informée qu'avec la révision planifiée en 2023 de la loi du 3
février 1995 sur l'armée et de l'organisation de l'armée, il répondra aux demandes
formulées.

MOTION
DATUM: 10.06.2021
DIANE PORCELLANA

Im Anschluss an die Veröffentlichung der ersten vertieften Datenanalyse zur
Anwendungsrate der obligatorischen Landesverweisung – und damit zur bei der
Umsetzung der Ausschaffungsinitiative entstandenen, umstrittenen Härtefallklausel in
Art. 66a StGB – durch das BFS im Sommer 2020 lud die SPK-NR die Schweizerische
Vereinigung der Richterinnen und Richter, die Schweizerische Staatsanwälte-Konferenz
und die Vereinigung der kantonalen Migrationsbehörden zu einer Anhörung ein, um die
Zahlen zu diskutieren. Gestützt auf die Erkenntnisse aus dieser Diskussion reichte sie
eine Motion mit drei Forderungen ein: Erstens sollen Staatsanwaltschaften, wenn sie
eine Katalogstraftat beurteilen, bei leichten, aber eindeutigen Fällen eine
Landesverweisung per Strafbefehl aussprechen können. Zweitens soll die
obligatorische Strafverteidigung nicht mehr in jedem Fall, in dem eine
Landesverweisung droht, bestellt werden, sondern nur noch, wenn eine der übrigen
gesetzlichen Voraussetzungen dafür erfüllt ist. Diese beiden Änderungen beträfen
gemäss Begründung der Kommission vor allem sogenannte Kriminaltouristen und
-touristinnen. Drittens soll der Bundesrat die Katalogstraftaten überprüfen und
gegebenenfalls präzisieren; konkret wünschte sich die Kommission, dass geringfügige
Verstösse und Übertretungen von der obligatorischen Landesverweisung ausgenommen
werden sollten. Handle es sich einmal nicht um einen Bagatellfall, könne immer noch
eine fakultative Landesverweisung verhängt werden, argumentierte die Kommission.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion, da es sich um eine Erweiterung und
Präzisierung der bereits überwiesenen Motion Müller (fdp, AG; Mo. 18.3408) handle, zu
deren Umsetzung die Arbeiten bereits angelaufen seien. Der Nationalrat nahm die
Motion in der Sommersession 2021 einstimmig an, wobei Links-Grün die ersten beiden
Punkte geschlossen ablehnte, damit aber in der Minderheit blieb. 74

MOTION
DATUM: 14.06.2021
KARIN FRICK
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In der Herbstsession 2021 überwies der Ständerat stillschweigend die Motion Feri (sp,
AG) für eine Social-Media-Kampagne gegen Mobbing und Cybermobbing bei Kindern
und Jugendlichen. Als Sprecherin der WBK-SR wies Andrea Gmür-Schönenberger
(mitte, LU) im Ratsplenum darauf hin, dass eine Social-Media-Kampagne eine gezielte
und kostengünstige Massnahme sei, um den Handlungsbedarf bei der Sensibilisierung
von Kindern und Jugendlichen bezüglich Mobbing und Cybermobbing anzugehen. Dies
waren auch die Gründe, weshalb die Kommission einstimmig die Annahme der Motion
beantragt hatte. 75

MOTION
DATUM: 27.09.2021
CATALINA SCHMID

Durch die Digitalisierung und den damit einhergehenden vielfältigen Einsatz der
digitalen Mittel verbreite sich die pädosexuelle Gewalt im Internet zunehmend und
vervielfache dadurch das Leid von Kindern und Jugendlichen, begründete Christine
Bulliard-Marbach (mitte, FR) ihre im September 2019 eingereichte Motion. In
Anbetracht dieser Entwicklungen wollte der Nationalrat mit der Annahme der Motion
den Bundesrat beauftragen, einen nationalen Aktionsplan zum Schutz von Kindern und
Jugendlichen vor pädosexueller Cyberkriminalität auszuarbeiten. Es reiche unter
diesen Umständen nicht mehr aus, bei der Bekämpfung der Pädokriminalität nur auf die
Strafverfolgung zu setzen, wie dies gegenwärtig unter der Kompetenz der Kantone getan
werde, argumentierte die Motionärin. Vielmehr müsse künftig auch auf die
Sensibilisierung und die Prävention gesetzt werden, was schweizweit nur durch einen
nationalen Aktionsplan gewährleistet werden könne. Im Namen des Bundesrats
widersprach Justizministerin Karin Keller-Sutter: Seit Beginn des Jahres bestehe das
«Netzwerk Ermittlungsunterstützung für die digitale Kriminalitätsbekämpfung» (Nedik),
durch das die Kantone unterstützt und ihre Bemühungen koordiniert werden könnten.
Folglich erübrige sich das Anliegen der Motion aus Sicht des Bundesrats. Dennoch nahm
die grosse Kammer die Motion in der Herbstsession 2021 mit 153 zu 40 Stimmen bei
einer Enthaltung an. 76

MOTION
DATUM: 30.09.2021
CATALINA SCHMID

Der Ständerat nahm sich in der Wintersession 2021 als Zweitrat der Motion der SPK-NR
für Landesverweisungen per Strafbefehl bei leichten, aber eindeutigen Fällen an. Die
SPK-SR hatte sich zuvor mit dem Vorstoss auseinandergesetzt und die Ablehnung der
ersten beiden von insgesamt drei Forderungen der Motion beantragt. Die Möglichkeiten
der Anordnung einer Landesverweisung per Strafbefehl durch die Staatsanwaltschaft
sowie nach einem Ausschluss der obligatorischen Strafverteidigung würden erhebliche
Bedenken bezüglich der Rechtsstaatlichkeit aufwerfen, so die Begründung der
Kommission. Anders als bei der bereits früher überwiesenen Motion Müller (fdp, AG;
Mo. 18.3408) betreffe die erste Forderung der vorliegenden Motion neben den
Kriminaltouristinnen und -touristen auch gut integrierte Personen mit einem anderen
ausländerrechtlichen Status. Die Kommission war der Ansicht, dass die zusätzlichen
Kompetenzen der Staatsanwaltschaft ausschliesslich den Kriminaltourismus betreffen
dürften. Zudem könnten sich insbesondere Personen, welche keiner Landessprache
mächtig sind, ohne eine obligatorische Strafverteidigung kaum gegen einen
Landesverweis wehren. Mit der dritten Forderung, dass der Bundesrat einen Vorschlag
zur Präzisierung der Katalogstraftaten vorlegen solle, war die Kommission hingegen
einverstanden und beantragte deshalb deren Annahme. Justizministerin Karin Keller-
Sutter stellte im Plenum klar, dass es dem Bundesrat hierbei lediglich um ein politisches
Signal des Parlaments gehe, das ihm die Richtung zur Umsetzung der Motion Müller
zeigen solle. Die Regierung schloss sich daher dem Antrag der Kommission an.
Stillschweigend lehnten die Mitglieder des Ständerats in der Folge die ersten zwei
Forderungen der Motion ab und nahmen die dritte Forderung an. 77

MOTION
DATUM: 08.12.2021
CATALINA SCHMID

Weil der Bund die verdeckte Ermittlung per Anfang 2021 an die Kantone abgebe, müsse
fortan eine nationale Strategie sicherstellen, dass die Verfolgung von Pädokriminellen
im Internet nicht an den Kantonsgrenzen und kantonalen Rechtsunterschieden
scheitere, forderte Nationalrätin Yvonne Feri (sp, AG) mit einer im Herbst 2020
eingereichten Motion. Der Bundesrat lehnte es ab, eine nationale Strategie zur
Bekämpfung der Cyber-Pädokriminalität zu schaffen, da die Kantone für die
Strafverfolgung von Pädokriminalität zuständig seien. Das Fedpol habe auf der
Grundlage einer Vereinbarung mit den Kantonen zwischenzeitlich bestimmte Aufgaben
in diesem Bereich übernommen, weil in den Kantonen die rechtlichen Grundlagen für
die verdeckte Fahndung gefehlt hätten. Dies habe sich inzwischen aufgrund
gesetzlicher Anpassungen in den Kantonen geändert und die KKJPD habe die
entsprechende Vereinbarung auf Ende 2020 gekündigt, erläuterte der Bundesrat in

MOTION
DATUM: 08.06.2022
KARIN FRICK
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seiner Stellungnahme. Dennoch nahm der Nationalrat die Motion in der Sommersession
2022 mit 114 zu 69 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Es brauche eine
gesamtschweizerische Strategie, die über die polizeiliche Koordination hinausreiche
und das Zusammenspiel von Prävention, Meldemöglichkeiten, Opferhilfe und
Strafverfolgung in den Blick nehme, argumentierte die Motionärin im Ratsplenum. 78

Polizei

Eine Motion Barthassat (cvp, GE), die den Bundesrat beauftragen wollte, mit den
Nachbarländern Verhandlungen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im
Kampf gegen die Kriminalität aufzunehmen, wurde 2013 abgelehnt. Insbesondere sollte
die vermehrte Nutzung des Luftraumes Gegenstand dieser Verhandlungen sein. Stein
des Anstosses war bei diesem Vorstoss die steigende Anzahl Straftaten in Genf. Die
Motion konnte aber nicht überwiesen werden, da der Ständerat im Gegensatz zum
Nationalrat dem Antrag seiner Rechtskommission und des Bundesrates folgend das
Begehren ablehnte. 79

MOTION
DATUM: 11.09.2013
NADJA ACKERMANN

Da die Polizeikorps der Kantone je eigene Polizeidatenbanken betrieben, sei die
Beschaffung von Informationen aus anderen Kantonen mit erheblichem Aufwand
verbunden, begründete die Nationalrätin Corina Eichenberger-Walther (fdp, AG) ihre
Motion für einen nationalen polizeilichen Datenaustausch, denn für eine erfolgreiche
Kriminalitätsbekämpfung sei der schweizweite Austausch von Informationen
unerlässlich. Der Bundesrat teilte diese Ansicht und empfahl die Motion zur Annahme.
Obgleich eine zentrale Datenerfassung und -bearbeitung aufgrund der kantonalen
Polizeihoheit nicht in Frage komme, stellte er eine nationale Abfrageplattform in
Aussicht, wo alle Informationen aus kantonalen und nationalen polizeilichen
Informationssystemen mit einer einzigen Abfrage abgerufen werden können; eine
Vorstudie für eine solche Plattform sei mit den Kantonen bereits in Erarbeitung. Auch
die Kantone begrüssten einen solchen Schritt, berichtete die SiK-SR, die die KKJPD
diesbezüglich angehört hatte. Stillschweigend hiessen in der Sommer- bzw.
Wintersession 2019 beide eidgenössischen Räte den Vorstoss gut. 80

MOTION
DATUM: 09.12.2019
KARIN FRICK
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